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6. IV-Revision: Eingliederung ja, aber dann richtig
Die 6. IV-Revision soll Einsparungen bringen, indem über 15'000 IV-Rentner/innen wieder in den ersten Arbeitsmarkt eingegliedert werden. Ohne Verpflichtung der Arbeitgeberseite, die dazu notwendigen Arbeitsplätze bereit zu stellen, wird diese Zielsetzung illusorisch bleiben, die Betroffenen schikanieren und die Sozialhilfe belasten. Travail.Suisse fordert deshalb eine Pflicht für Arbeitgeber, Behinderte zu beschäftigen. Wer seiner Pflicht nicht nachkommt, soll eine zweckgebundene Abgabe zur Schaffung von Arbeitsplätzen für Behinderte bezahlen.
Die 6. IV-Revision will über 15'000 IV-Rentner/innen in den ersten Arbeitsmarkt reintegrieren. Der Leitgedanke „Eingliederung aus Rente“ wird von Travail.Suisse grundsätzlich unterstützt. In Anbetracht dessen, dass über 15'000 Renten gekürzt oder gestrichen werden sollen und dass die Reintegration aus der IV mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden ist, kommt den Rahmenbedingungen dieser Wiedereingliederung aber ein zentraler Stellenwert zu. Der vorgelegte Entwurf der 6. IV-Revision verpasst es einmal mehr, die nötigen Voraussetzungen für eine gelingende Eingliederung zu schaffen.
Strukturelle Gründe weiterhin unberücksichtigt

Einmal mehr wird bei der Eingliederung einseitig auf der Seite der betroffenen IV-Rentner/innen angesetzt. Diese werden, sofern sie ein Potenzial zur Verbesserung der Erwerbsfähigkeit haben, zu einem ganzen Massnahmenparcours verpflichtet. Es wird komplett ausgeblendet, dass der hohe Rentenbestand in erster Linie strukturelle Gründe hat: Gesteigerte und grundsätzlich neue Erwartungen an Produktivität, Effizienz und Flexibilität gegenüber den Arbeitnehmenden führen zu mehr Druck und Unsicherheit am Arbeitsplatz. Der gestiegene Konkurrenzdruck in einem internationalen Umfeld führt dazu, dass weniger Nischenarbeitsplätze für gesundheitlich beeinträchtigte Menschen zur Verfügung stehen. Insgesamt ist die Wirtschaft immer weniger bereit, Menschen mit Beeinträchtigungen zu beschäftigen. In der Vergangenheit wurde die IV gar dazu benutzt, in konjunkturell schlechten Zeiten unliebsame Arbeitnehmende auf sozialverträgliche Weise los zu werden.
Weiterer Druck auf IV-Bezüger/innen bringt noch keine Eingliederung

Die geschilderten Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt, aber auch weitere gesellschaftliche Entwicklungen
 sind nicht einfach vorübergehender Natur. Sie bilden den Rahmen, in dem nun Problemlösungen gefunden werden müssen. Das zuständige Departement des Innern macht es sich zu einfach, wenn es meint, eine bessere Eingliederung sei zu haben, wenn die Schraube beim einzelnen IV-Bezüger einfach stärker angezogen wird. Für Travail.Suisse ist klar: Den Sparbemühungen sind allein mit rentnerseitigen Massnahmen enge Grenzen gesetzt. Jetzt müssen die strukturellen Probleme angegangen werden, die bis heute eine weiter gehende Eingliederung verhindert haben. Dazu gehört das Verhalten der Arbeitgeberseite.
Es braucht eine Pflicht für Arbeitgeber, Behinderte einzustellen
Es ist banal: Eingliederung funktioniert nur, wenn die Arbeitgeber mitziehen. Die Arbeitgeberseite wird nicht darum herum kommen, bei der Sanierung der IV ihre Verantwortung wahrzunehmen. Entweder wird sie langfristig mit zusätzlichen Beiträgen zur Sanierung der IV beitragen müssen. Oder sie verpflichtet sich heute, jene Anzahl Jobs zur Verfügung zu stellen, welche es für eine Eingliederungsoffensive braucht. Die Vergangenheit hat gezeigt, dass der gute Wille der Arbeitgeber für eine vermehrte Anstellung von Personen mit einer Behinderung allein nicht ausreicht. Eine Revision, welche die Arbeitnehmenden und IV-Bezüger/innen zu sämtlichen Massnahmen verpflichtet, gleichzeitig die Arbeitgeber aber nicht verpflichtet, die notwendigen Arbeitsplätze anzubieten, arbeitet auf ein Abschieben der IV-Bezüger in die Arbeitslosenversicherung und in die Sozialhilfe hin. Das ist nicht tragbar und macht Eingliederungsbemühungen zur Makulatur. 
Travail.Suisse fordert deshalb, dass in der 6.  Revision eine Pflicht zur Anstellung von Personen mit einer Behinderung eingeführt wird. Angestrebt werden soll ein Anteil von 2.5 Prozent leistungsbeeinträchtigter Personen an der Belegschaft. 
Schweizer Wirtschaft beschäftigt heute wenig Behinderte
In welchen Dimensionen bewegen wir uns? Heute sind in der Schweiz rund 0.8 Prozent der Beschäftigten „Behinderte“ (Personen mit einer Funktions- oder Aktivitätseinschränkung).
 Das entspricht rund 30'000 Beschäftigten. Im Vergleich zum benachbarten Ausland beschäftigt die Schweizer Wirtschaft sehr wenig behinderte Personen. In Deutschland und Frankreich beträgt deren Anteil an der erwerbstätigen Bevölkerung rund 4 Prozent. Diese Länder haben Pflichtquoten, welche zur Erreichung eines hohen Eingliederungsziels beitragen. Bei einem gleichen Anteil in der Schweiz ergäben sich bei rund 4 Millionen Erwerbstätigen rund 150'000 bis 160'000 Arbeitsplätze für Behinderte.

Bei Verpflichtung der Arbeitgeber ist eine echte Sanierung der IV möglich

Selbst bei Berücksichtigung der spezifischen Wirtschaftsstruktur der Schweiz (z.B. hoher Anteil von KMU, welche nicht die gleiche Integrationsleistung wie Grossunternehmen erbringen können) und deutlich tieferem Anteil von 2.5 Prozent wäre die IV weitgehend saniert!
 Deshalb braucht es in der 6. IV-Revision nebst Anreizen dringend eine Verpflichtung für Arbeitgeber, die erforderlichen Stellen anzubieten. Nur dann rückt eine Sanierung der IV ohne weitere Zusatzeinnahmen in den Bereich des Möglichen.
Zweckgebundene Abgabe bei fehlender Erfüllung der Pflichtquote
Travail.Suisse ist sich bewusst, dass nicht alle Unternehmen einen gleichen Anteil an die verstärkte Eingliederung von Behinderten leisten können. So wird ein Unternehmen, das 5 Personen beschäftigt, kaum ohne grössere Probleme eine leistungsbeeinträchtigte Person anstellen können. Deshalb soll es für Betriebe, welche ihrer gesellschaftlichen Verpflichtung, Behinderte zu beschäftigen, nicht nachkommen können oder wollen, möglich sein, eine zweckgebundene Abgabe zu entrichten. Diese muss von den IV-Stellen zur Schaffung von Arbeitsplätzen für Personen mit einer Behinderung verwendet werden. Dabei ist denkbar, dass die Höhe der Abgabe nach Betriebsgrösse abgestuft wird.

Vermehrter Einbezug von Sozialfirmen
Der vorliegende Entwurf legt das Gewicht stark auf die Reintegration in den ersten Arbeitsmarkt. Die Erfahrung zeigt, dass der Schritt in den ersten Arbeitsmarkt zurück sehr gross ist.
 In Anbetracht dessen braucht es für Travail.Suisse eine differenziertere Sichtweise und Alternativen zur unbedingten und möglichst direkten Integration in den ersten Arbeitsmarkt. Im Vordergrund steht hier für Travail.Suisse die vermehrte Zusammenarbeit der IV-Stellen mit den Sozialfirmen. Diese haben ein grosses Entwicklungspotenzial und bieten diverse Vorteile. Sozialfirmen werden  bereits heute (z.B. bei Integrationsmassnahmen und bei bereits heute praktizierten Arbeitsversuchen) in der Abklärungsphase von der IV einbezogen. Eine Stärke der Sozialfirmen besteht darin, dass dort Arbeitskräfte des ersten, zweiten (befristete Beschäftigungsmassnahmen) und dritten Arbeitsmarkts (subventionierte Dauerarbeitsplätze) beschäftigt werden können. Somit besteht keine institutionelle Schwelle zwischen diesen Arbeitsmärkten. Ein allfälliger Übertritt in den ersten Arbeitsmarkt kann über die Sozialfirma in Etappen erfolgen.
Auch Dauerarbeitsplätze bei Sozialfirmen schaffen
Für Travail.Suisse ist aber auch ein dauerhafter Verbleib in einer Sozialfirma besser und der sozialen Integration zuträglicher als der komplette Ausschluss aus dem Arbeitsleben.  Unter der Bedingung, dass die IV-Rentner/innen und ehemaligen IV-Rentner/innen durch die Tätigkeit in der Sozialfirma keine finanziellen Einbussen gegenüber der vorherigen Rentensituation erleiden, sind für Travail.Suisse auch Teillohnmodelle und Arbeitsplatzbeiträge zur Schaffung von Dauerarbeitsplätzen prüfenswert: Die Sozialfirma zahlt dem behinderten Arbeitnehmenden einen orts- und branchenüblichen Lohn. Einen Teil des Lohns erwirtschaftet die Sozialfirma durch Aufträge im freien Markt. Gleichzeitig erhält die Sozialfirma von der IV-Stelle gegebenenfalls einen der reduzierten Leistungsfähigkeit des Arbeitnehmenden entsprechenden Zuschuss. Die oben erwähnte Abgabe der Unternehmen bei Nichteinhalten der Pflichtquote kann von der IV-Stelle hierfür und für allfällige Arbeitsplatzbeiträge verwendet werden. Für die IV-Stelle ergibt sich insgesamt eine positive Bilanz, da die Sozialfirma einen Teil der bisher geleisteten Rentenzahlungen durch einen Lohn ersetzt. Und für gewisse Behinderte kann so ein Schritt Richtung soziale und berufliche Integration erreicht werden.
Matthias Kuert Killer, Leiter Sozialpolitik, Travail.Suisse
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� Z.B. das Aufbrechen von Familienstrukturen, die Individualisierung, das Krankwerden in der Migration oder die Zunahme des Bevölkerungsanteils in der für die IV kritischen Altersgruppe zwischen 50 und 65 Jahren.


� BSV. Beiträge zur Sozialen Sicherheit. Forschungsbericht Nr. 5/04. Die berufliche Integration von behinderten Personen in der Schweiz. Kurzfassung.


� Wenn die vom BSV vorgesehenen über 15'000 Stellen nebst den bestehenden rund 30’00 Stellen neu geschaffen werden, können gemäss Angaben des BSV rund 250 Mio. Franken eingespart werden. Bei einem Anteil Behinderter von 2.5 Prozent an der Erwerbsbevölkerung könnten hingegen 60'000 bis 70'000 neue Stellen für Behinderte geschaffen werden und rund eine Milliarde Franken gespart werden.


� Vgl. z.B. die kürzlich erschiene SECO Publikation Arbeitsmarktpolitik No. 28 (7. 2009): Ist Erwerbsarbeit für Sozialhilfebezüger ein Privileg?





